
Absende r :

Fraktion DIE LINKE. im Rat der Stadt 18-08393
Antrag (öffentlich)

Betreff:

Änderungsantrag zu 18-08158: Machbarkeitsstudie 
Interkommunales Gewerbe- und Industriegebiet Braunschweig-
Salzgitter
Empfänger:
Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Datum:
30.05.2018

Beratungsfolge: Status

Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 30.05.2018 Ö
Wirtschaftsausschuss (Vorberatung) 01.06.2018 Ö
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 05.06.2018 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 12.06.2018 Ö

Beschlussvorschlag:
„Die Machbarkeitsstudie zum Interkommunalen Gewerbe- und Industriegebiet 
Braunschweig-Salzgitter wird zur Kenntnis genommen. Variante 4 wird nicht weiterverfolgt. 
Bevor ein Grundsatzbeschluss zur Weiterverfolgung der aufgezeigten Varianten 1 und 2 
getroffen wird, wird die Verwaltung beauftragt, folgende Sachverhalte zu klären:

•Der Regionalverband Großraum Braunschweig hebt im Einvernehmen mit dem Land 
Niedersachsen das Vorranggebiet Kiesabbau auf.

 •Das Land Niedersachsen erklärt sich verbindlich bereit, eine 40-prozentige 
Landesförderung zu den Gesamtkosten der wirtschaftsnahen Infrastruktur (ausgenommen 
nachfolgende Anschlussstelle A 39) zu ermöglichen.

•Das Land Niedersachsen und die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr stimmen dem Bau einer zweiten Anschlussstelle der A 39 zur K 16 zu und sichern 
eine 60-prozentige Förderung zu.

•Maßnahmen zur Lenkung des Lkw-Verkehrs, insbesondere im Stadtgebiet Salzgitter, 
werden mit der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr und dem 
Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung abgestimmt 
mit dem Ziel, die Lkw-Verkehrsbelastung in den betroffenen Ortschaften deutlich zu 
minimieren oder sogar ganz auszuschließen, und im Rahmen der Realisierung umgesetzt.

•Eine Mobilitätsstudie mit Maßnahmen für den ÖPNV, den Radverkehr und zur Förderung 
von Mitfahrern in Pkw wird erarbeitet, um den ambitionierten Anteil von 25 % am 
Verkehrsaufkommen im Umweltverbund zu erreichen.

•Die Stellungnahme der BI SüdWest und die darin aufgeworfenen Kritikpunkte und 
Fragestellungen sind zu analysieren und zu bewerten. 

Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Stadt Salzgitter, die offenen Fragen zu 
klären und über den Fortgang der Gespräche mit den beteiligten Ministerien und Behörden 
zu berichten. Bis Ende September 2019 werden belastbare Ergebnisse, insbesondere zu 
den erforderlichen Landesförderungen erwartet.

Für die weitere gutachterliche Klärung der genannten Sachverhalte werden der Verwaltung 
weitere Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt."
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Sachverhalt:

Anlagen: keine
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